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BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

 

Verkündet am 
28. September 2011 
 
 
 
 
 
 

 

Az: B 12 R 17/09 R 
 
L 16 R 53/08 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 21 (3) R 16/05 (SG Duisburg) 
 
 
 
………………………………………………, 
 
 
 Klägerin und Revisionsbeklagte, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Revisionsklägerin, 
 
beigeladen: 
 
1. …………………………………………., 
 
 
2. BARMER GEK, 
 Axel-Springer-Straße 44, 10969 Berlin, 
 
 Prozessbevollmächtigte: ………………………………………….., 
 
 
 
3. BARMER GEK - Pflegekasse, 
 Axel-Springer-Straße 44, 10969 Berlin, 
 
 Prozessbevollmächtigte: ………………………………………….., 
 
 
 
 
4. Bundesagentur für Arbeit, 
 Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
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5. BKK Essanelle, 
 Wiesenstraße 70 b, 40549 Düsseldorf, 
 
6. BKK Essanelle - Pflegekasse -, 
 Wiesenstraße 70 b, 40549 Düsseldorf. 
 
 

 
Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom  

28. September 2011 durch den Vorsitzenden Richter   Dr.  K r e t s c h m e r , 

die Richter   Dr.  B e r n s d o r f f    und   Dr.  M e c k e    sowie die ehrenamtlichen  

Richter   Dr.  D i e k m a n n   und   S t a h l  

für Recht erkannt: 

 

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen 

vom 10. Juni 2009 wird zurückgewiesen. 

 

Die Beklagte hat der Klägerin deren außergerichtliche Kosten auch für das Revisionsverfahren 

zu erstatten. 

 

Im Übrigen sind Kosten nicht zu erstatten. 

 

Der Streitwert für das Revisionsverfahren wird auf 6500 Euro festgesetzt. 

 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beigeladene zu 1. in der von ihr für einen privaten "Pfle-

gedienst" ausgeübten Tätigkeit als hauswirtschaftliche Familienbetreuerin der Versicherungs-

pflicht in der Sozialversicherung und in der Arbeitslosenversicherung unterlag. 

 

Die Klägerin gehört zu einer Unternehmensgruppe, die im Bereich der ambulanten "Pflege und 

Betreuung" bundesweit tätig ist. Ihr Unternehmensziel ist darauf gerichtet, zumeist älteren und 

gesundheitlich eingeschränkten Personen ("Pflegebedürftigen"; im Folgenden: Betreuten) einen 

ua bis zu 24 Stunden täglich dauernden, umfassenden Service durch einen hauswirtschaft-

lichen Familienbetreuer bzw eine hauswirtschaftliche Familienbetreuerin ("Pflegepartner") an-

zubieten. Nach Unterweisung in einer von der Unternehmensgruppe betriebenen Aus- und 

Weiterbildungseinrichtung, die von den Pflegepartnern teilweise selbst bezahlt werden muss, 

und nach Herstellung eines Kontakts zu den Betreuten durch eine bei der Klägerin angestellte 

examinierte Krankenschwester führen die Pflegepartner im Rahmen eines regelmäßig 
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14-tägigen Einsatzes den Haushalt der Betreuten im heimischen Umfeld und übernehmen ggf 

weitere Dienstleistungen - auch im Sinne von "Gesellschaft" und "Unterhaltung" - nach den 

jeweiligen Bedürfnissen des Betreuten. Die Pflegepartner erbrachten in den Jahren 2001 und 

2002 keine Leistungen der sozialen Pflegeversicherung. Auch war die Klägerin seinerzeit keine 

durch Versorgungsvertrag zugelassene ambulante Pflegeeinrichtung. 

 

Die Beigeladene zu 1., die nach ihrer - wie vorbeschrieben durchgeführten - Unterweisung ein 

Gewerbe "Hauswirtschaftliche Betreuung" angemeldet hatte, übte vom 18.1.2001 bis 1.7.2002 

mit Unterbrechungen allein für die Rechtsvorgängerin der Klägerin (im Folgenden vereinfa-

chend: Klägerin) eine Tätigkeit als hauswirtschaftliche Familienbetreuerin aus. Später - nach 

ihrer Lösung von der Klägerin - arbeitete sie parallel für mehrere andere private Pflegedienste. 

Während zwischen der Klägerin und den Betreuten ein schriftlicher Pflege- und Betreuungsver-

trag abgeschlossen wurde, erfolgten die "Einsatzaufträge" der Klägerin an die Beigeladene 

zu 1. lediglich fernmündlich von Mal zu Mal. Die Beigeladene zu 1. erteilte hierüber schriftliche 

Auftragsbestätigungen. Weitergehende schriftliche Verträge über die einzelnen Einsätze be-

standen nicht, ebenso wenig existierte eine schriftliche Rahmenvereinbarung. Eine Verpflich-

tung der Klägerin, "Einsatzaufträge" zu erteilen, bestand nicht. Ebenso konnte die Beigeladene 

zu 1. ihr angebotene Einsätze ohne Begründung und ohne Folgen für spätere Einsatzoptionen 

ablehnen oder abbrechen oder verlängern. Aus einem laufenden Einsatz konnte sie von der 

Klägerin nicht abgezogen und einem anderen Kunden zugeteilt werden. Die Beigeladene zu 1. 

kalkulierte den Aufwand für sich selbst - gemessen an den an ihre Tätigkeit gestellten Anforde-

rungen - ggf neu, verhandelte mit der Klägerin über die Vergütung und stellte dieser stets nach 

Abschluss ihrer Einsätze Rechnungen auf der Grundlage der - entsprechend vorher vereinbar-

ten - pauschalierten Vergütung in Form von Tagessätzen (150 bis 170 DM bzw 87 Euro) aus. 

Während des Einsatzes dokumentierte die Beigeladene zu 1. die von ihr erbrachten Leistungen 

("Pflegenachweis, Leistungsnachweis"). Eine vertragliche Verpflichtung zur Führung solcher 

Dokumentationen bestand im Verhältnis zur Klägerin nicht. Die examinierte Kraft ("Leitung des 

Pflegedienstes", "Einsatzleitung") kontrollierte diese Dokumentationen nicht. Eine Aufnahme 

der Beigeladenen zu 1. in einen von der Klägerin aufgestellten, alle Pflegepartner umfassenden 

Einsatzplan erfolgte nicht. Im Verhinderungsfall durfte sie - in Absprache mit der Klägerin - eine 

entsprechend qualifizierte Vertretung einsetzen. Für den Fall der "Kundeninsolvenz" hatten 

Klägerin und Beigeladene zu 1. einen Selbstbehalt Letzterer von 200 Euro je Rechnung ("Ge-

währleistungssumme") vereinbart, ebenso, dass bei Honorarkürzungen wegen Schlechtleistung 

diese von der Klägerin als Abzüge von der Vergütung an die Beigeladene zu 1. weitergegeben 

werden durften. Die Beigeladene zu 1. erzielte in den Jahren 2001 und 2002 Einkünfte aus 

Gewerbebetrieb in Höhe von 19 706 DM bzw 6686 Euro. 

 

Im November 2000 beantragte die Beigeladene zu 1. bei der Rechtsvorgängerin des beklagten 

Rentenversicherungsträgers (Deutsche Rentenversicherung Bund) ua die "Feststellung des 

sozialversicherungsrechtlichen Status". Mit zwei Bescheiden vom 10.2.2003 stellte die Beklagte 
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gegenüber der Klägerin und der Beigeladenen zu 1. fest, dass die Beigeladene zu 1. ihre Tätig-

keit als hauswirtschaftliche Pflegerin und Betreuerin im Rahmen eines abhängigen und damit 

dem Grunde nach sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses ausgeübt habe. 

Beide legten hiergegen Widerspruch mit der Begründung ein, dass die Beigeladene zu 1. für 

die Klägerin selbstständig tätig gewesen sei. Mit Widerspruchsbescheiden vom 17.12.2004 

wies die Beklagte die Widersprüche zurück. 

 

Mit Urteil vom 4.6.2007 hat das SG der von der Klägerin erhobenen Klage stattgegeben und 

den sie betreffenden Bescheid in der Gestalt des Widerspruchsbescheides aufgehoben sowie 

festgestellt, dass die Beigeladene zu 1. "im Zeitraum ihrer Tätigkeit für die Klägerin nicht in 

einem Beschäftigungsverhältnis zu dieser gestanden hat". Während der mündlichen Verhand-

lung im Berufungsverfahren hat die Beklagte die genannten Bescheide mit Bescheid vom 

10.6.2009 "ergänzt" und festgestellt, dass die Beigeladene zu 1. "in der Zeit zwischen dem 

18.1.2001 bis zum 1.7.2002 mit Unterbrechungen in den Zeiten ihrer Beschäftigung für die Klä-

gerin versicherungspflichtig zu allen Zweigen der gesetzlichen Sozialversicherung war" und 

"Beginn der Versicherungspflicht … der 18.1.2001 ist". 

 

Auf die Berufung der Beklagten hat das LSG - nach umfangreichen Ermittlungen - mit Urteil 

vom 10.6.2009 das Urteil des SG geändert. Über die im erstinstanzlichen Verfahren angefoch-

tenen Bescheide hinaus hat es auch den "ergänzenden" Bescheid vom 10.6.2009 aufgehoben. 

Das LSG hat die Berufung der Beklagten zurückgewiesen und festgestellt, dass die Beigela-

dene zu 1. in ihrer Tätigkeit für die Klägerin als hauswirtschaftliche Familienbetreuerin in den im 

Tenor näher bezeichneten Zeiträumen "nicht als Arbeitnehmerin versicherungspflichtig zur ge-

setzlichen Renten-, Krankenversicherung, zur sozialen Pflegeversicherung sowie zur Arbeits-

losenversicherung war". Es hat seine zurückweisende Entscheidung im Wesentlichen wie folgt 

begründet: Die Beigeladene zu 1. habe in der streitigen Zeit nach dem Gesamtbild ihrer Tätig-

keit in keinem die Versicherungspflicht begründenden Beschäftigungsverhältnis zur Klägerin 

gestanden. Die mündlichen Abreden zwischen der Klägerin und der Beigeladenen zu 1. sprä-

chen als starke Indizien für das Vorliegen einer selbstständigen Tätigkeit. Die vereinbarten Ein-

zelheiten machten den Willen der Beteiligten deutlich, eine selbstständige Tätigkeit der Beige-

ladenen zu 1. zu begründen. Die - gewollte - sozialversicherungsrechtliche Selbstständigkeit sei 

auch tatsächlich umgesetzt worden. So habe die Beigeladene zu 1. angebotene Einsätze ab-

lehnen können, über die Höhe des Vergütungsanspruchs verhandelt und nach Abschluss des 

Einsatzes wie ein Unternehmer Rechnungen geschrieben. Der Klägerin habe - auch über die 

von ihr eingesetzte examinierte Kraft - keine Weisungsbefugnis zugestanden. Eine ständige 

Dienstbereitschaft der Beigeladenen zu 1. sei nicht erwartet gewesen; diese habe ihre Dienst-

leistungen auch nicht in den Betriebsräumen der Klägerin erbracht. Die Beigeladene zu 1. habe 

schließlich ein Unternehmerrisiko getragen, etwa weil sie bei "Kundeninsolvenz" weniger Ver-

gütung erhalten und Ausbildung und Fortbildungen selbst bezahlt habe. Dass gewisse "Eck-

punkte" des jeweiligen Auftrags von der Klägerin und von den Betreuten vorgegeben gewesen 

5 

6 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 - 

 

 

- 6 - 

seien, stehe der Annahme von Selbstständigkeit indes nicht entgegen, ebenso wenig, dass die 

Beigeladene zu 1. Pflegedokumentationen geführt habe. Im konkreten, hier allein zu entschei-

denden Fall seien diese von der Klägerin bzw der für sie tätigen examinierten Kraft lediglich zur 

Kenntnis genommen worden. Auch könne aus der Begründung aufeinanderfolgender, relativ 

kurzer Vertragsverhältnisse nicht auf das Vorliegen von Beschäftigung geschlossen werden. In 

diesem Sinne habe die Beigeladene zu 1. nur stets aufs Neue ihre Entschließungsfreiheit betä-

tigt, eine weitere Vertragsbeziehung begründen zu wollen. 

 

Die Beklagte wendet sich hiergegen mit der vom LSG zugelassenen Revision und rügt sinn-

gemäß eine Verletzung von § 7 Abs 1 SGB IV: Nach dem Gesamtbild sprächen die Kriterien 

überwiegend für das Vorliegen einer abhängigen Beschäftigung. Die Beigeladene zu 1. sei in 

die Arbeitsorganisation der Klägerin eingeordnet, weisungsgebunden und ohne Unternehmerri-

siko tätig gewesen. Die Führung der Pflegedokumentationen, zu der die Beigeladene zu 1. auf-

grund des mit den Betreuten abgeschlossenen Pflege- und Betreuungsvertrags mittelbar ver-

pflichtet gewesen sei, und das Prozedere beim Wechsel der Pflegepartner zeigten, dass die 

Beigeladene zu 1. Teil in der Kette der den jeweiligen Betreuten zur Verfügung gestellten Pfle-

gepartner und damit in die Arbeitsorganisation der Klägerin eingegliedert gewesen sei. Das 

ergebe sich auch aus deren Teilnahme am Gruppenversicherungsvertrag der Klägerin für die 

Berufshaftpflichtversicherung. Weil sie ihre Aufträge ausschließlich durch Vermittlung der 

Klägerin erhalten und sich die Betreuungstätigkeit nach den Wünschen der Betreuten gerichtet 

habe, sei die Beigeladene zu 1. auch - im Verhältnis zu diesen - weisungsgebunden gewesen. 

Ein Unternehmerrisiko der Beigeladenen zu 1. habe schließlich nicht bestanden. Dieses folge 

weder aus dem Umstand, dass die Beigeladene zu 1. Aufträge habe ablehnen dürfen, noch 

daraus, dass von der Klägerin eine "Gewährleistungssumme" für den Fall der 

"Kundeninsolvenz" habe einbehalten werden dürfen. 

 

Die Beklagte beantragt, 

die Urteile des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 10. Juni 2009 und des 

Sozialgerichts Duisburg vom 4. Juni 2007 aufzuheben und die Klage abzuweisen. 

 

Die Klägerin beantragt, 

die Revision der Beklagten zurückzuweisen. 

 

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend. Aus dem Vertragsverhältnis zwischen ihr und 

der Beigeladenen zu 1. lasse sich eine Weisungs- und/oder Kontrollbefugnis nicht herleiten. 

Pflegedokumentationen seien ein Arbeitsmittel der professionellen Pflege und ließen keinen 

Rückschluss auf den Status der sie Führenden zu. Ebenso wenig spreche die Teilnahme an 

einem Gruppenversicherungsvertrag für eine abhängige Beschäftigung. 

 

Die Beigeladenen stellen keine Anträge und äußern sich auch nicht in der Sache. 
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II 

 

Die zulässige Revision des beklagten Rentenversicherungsträgers (Deutsche Rentenversiche-

rung Bund) ist unbegründet. Zutreffend hat das LSG zunächst - auf Klage - auch den während 

des Berufungsverfahrens erlassenen "ergänzenden" Bescheid der Beklagten vom 10.6.2009 

aufgehoben. Ohne dass dies revisionsrechtlich zu beanstanden ist, hat es sodann die Berufung 

der Beklagten gegen das der Klage stattgebende Urteil des SG mit den im Tenor genannten, 

auf die Zeiten der einzelnen Betreuungseinsätze vorgenommenen Einschränkungen zurückge-

wiesen und das erstinstanzliche Urteil insoweit geändert. Der ursprüngliche Bescheid der Be-

klagten vom 10.2.2003 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 17.12.2004 und ihres 

"ergänzenden" Bescheids vom 10.6.2009 ist rechtswidrig. Wie das LSG ohne Rechtsfehler ent-

schieden hat, hat sie darin unzutreffend festgestellt, dass die Beigeladene zu 1. in den 

streitigen Zeiträumen in ihrer für den privaten "Pflegedienst" der Rechtsvorgängerin der 

Klägerin (im Folgenden vereinfachend: Klägerin) ausgeübten Tätigkeit als hauswirtschaftliche 

Pflegerin und Betreuerin wegen einer Beschäftigung in den Zweigen der Sozialversicherung 

und in der Arbeitslosenversicherung versicherungspflichtig war.  

 

1. Im Revisionsverfahren zu überprüfen ist vom Senat auch der während der mündlichen Ver-

handlung im Berufungsverfahren von der Beklagten erlassene Bescheid vom 10.6.2009. Dieser 

hat die bis dahin angefochtenen Bescheide über die darin vorgenommene (unzulässige) Ele-

mentenfeststellung des Bestehens einer Beschäftigung hinaus in ihrem Verfügungssatz um die 

notwendigen (vgl BSGE 103, 17 = SozR 4-2400 § 7a Nr 2, Leitsatz und RdNr 11 ff; BSG Urteil 

vom 4.6.2009 - B 12 R 6/08 R - Juris RdNr 13 ff) Feststellungen zum Vorliegen von Versiche-

rungspflicht und ihres Beginns "ergänzt". Wird in einem solchen Fall ein wegen der Feststellung 

eines (unselbstständigen) Tatbestandselements unvollständiger Verwaltungsakt durch einen 

weiteren Verwaltungsakt um das fehlende (andere) Element zu einer vollständigen Feststellung 

ergänzt - und damit auch erst einer inhaltlichen, materiell-rechtlichen Überprüfung durch das 

bereits angerufene Gericht zugänglich gemacht -, so liegt darin eine insgesamt erneuernde 

Feststellung mit der Folge, dass der zweite Verwaltungsakt den ersten iS von § 96 Abs 1 SGG 

(iVm § 153 Abs 1 SGG) ersetzt. 

 

Im Revisionsverfahren nicht zu entscheiden ist demgegenüber, ob die Beigeladene zu 1. für 

den Fall, dass für sie in ihrer Tätigkeit als hauswirtschaftliche Familienbetreuerin eine Versiche-

rungspflicht wegen Beschäftigung bei der Klägerin nicht festzustellen ist, bei den jeweils von ihr 

Betreuten versicherungspflichtig beschäftigt war. Ebenso ist hier nicht zu überprüfen, ob die 

Beigeladene zu 1. - was bei Annahme einer selbstständigen Tätigkeit in Betracht kommt - je-
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denfalls der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung nach einem der Tat-

bestände des § 2 Satz 1 SGB VI unterlag. Zutreffend hat das LSG insoweit ausgeführt, dass in 

dem auf die Feststellung der Sozialversicherungspflicht Beschäftigter gerichteten Anfragever-

fahren nach § 7a SGB IV allein geklärt werden sollte, ob die Beigeladene zu 1. bei der Klägerin 

wegen Beschäftigung iS von § 7 Abs 1 SGB IV versicherungspflichtig war, und dass eine Fest-

stellung des (Nicht-)Bestehens von Versicherungspflicht in der Rentenversicherung der Selbst-

ständigen, die eine Prüfung der Voraussetzungen der § 2 Satz 1, § 5 Abs 2 Satz 1 Nr 2 SGB VI 

erfordert, deshalb vom Streitgegenstand des gerichtlichen Verfahrens nicht umfasst ist.  

 

2. Die Beklagte ist in ihren Bescheiden in dem von der Beigeladenen zu 1. eingeleiteten An-

frageverfahren, in dessen Rahmen sie über die Frage der Sozialversicherungspflicht wegen 

Beschäftigung bei der Klägerin auch - wie hier - nach Beendigung der zu beurteilenden Tätig-

keit entscheiden darf (vgl BSG SozR 4-2400 § 7a Nr 3 RdNr 32), auf der Grundlage einer Ge-

samtwürdigung aller tatsächlichen Umstände des hier zu beurteilenden Einzelfalls (vgl § 7a 

Abs 2 SGB IV) - ausgehend von den vom LSG für den Senat bindend festgestellten (vgl § 163 

SGG) Tatsachen -rechtsfehlerhaft zu dem Ergebnis gelangt, dass die Beigeladene zu 1. in ihrer 

für die Klägerin ausgeübten Tätigkeit als hauswirtschaftliche Familienbetreuerin wegen Be-

schäftigung der Versicherungspflicht unterlag. Der Senat kann somit offenlassen, ob einer An-

nahme von Versicherungspflicht wegen Beschäftigung in den streitigen Zeiträumen auch die 

Regelungen über die geringfügige Beschäftigung (vgl § 8 Abs 1 SGB IV) in den einzelnen 

Zweigen der Sozialversicherung und in der Arbeitslosenversicherung entgegenstehen und ob 

die Beklagte - bei Bestehen von Versicherungspflicht wegen Beschäftigung - über den 

Zeitpunkt ihres Eintritts zutreffend entschieden hat.  

 

a) In den Jahren 2001 und 2002, um die es hier geht, unterlagen Personen, die gegen Arbeits-

entgelt beschäftigt waren, in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung (vgl 

§ 5 Abs 1 Nr 1 SGB V, § 20 Abs 1 Satz 2 Nr 1 SGB XI, § 1 Satz 1 Nr 1 SGB VI und § 25 Abs 1 

Satz 1 SGB III) der Versicherungspflicht (und Beitragspflicht). Beurteilungsmaßstab für das Vor-

liegen einer (abhängigen) Beschäftigung war § 7 Abs 1 SGB IV in seiner bis heute unverändert 

geltenden Fassung. Danach ist Beschäftigung die nichtselbstständige Arbeit, insbesondere in 

einem Arbeitsverhältnis (§ 7 Abs 1 Satz 1 SGB IV). Nach der ständigen Rechtsprechung des 

BSG setzt eine Beschäftigung voraus, dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persönlich ab-

hängig ist. Bei einer Beschäftigung in einem fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der Be-

schäftigte in den Betrieb eingegliedert ist und dabei einem Zeit, Dauer, Ort und Art der Aus-

führung umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt. Diese Weisungsgebunden-

heit kann eingeschränkt und zur "funktionsgerecht dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess" ver-

feinert sein. Bei untergeordneten und einfacheren Arbeiten ist eher eine Eingliederung in eine 

fremde Arbeitsorganisation anzunehmen (vgl zur Beurteilung von Familienhelfern im Arbeits-

recht BAGE 88, 327, 335 = AP Nr 94 zu § 611 BGB Abhängigkeit). Demgegenüber ist eine 

selbstständige Tätigkeit vornehmlich durch das eigene Unternehmerrisiko, das Vorhandensein 
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einer eigenen Betriebsstätte, die Verfügungsmöglichkeit über die eigene Arbeitskraft und die im 

Wesentlichen frei gestaltete Tätigkeit und Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob jemand abhängig 

beschäftigt oder selbstständig tätig ist, richtet sich ausgehend von den genannten Umständen 

nach dem Gesamtbild der Arbeitsleistung und hängt davon ab, welche Merkmale überwiegen 

(stRspr; vgl zum Ganzen zB zuletzt BSG Urteil vom 27.7.2011 - B 12 KR 10/09 R, RdNr 17, zur 

Veröffentlichung in SozR vorgesehen; BSG SozR 4-2400 § 7 Nr 6 RdNr 14 mwN; BSG SozR 

3-2400 § 7 Nr 19 S 69 f, Nr 13 S 31 f und Nr 4 S 13, jeweils mwN; BSGE 78, 34, 36 = SozR 

3-2940 § 2 Nr 5 S 26 f mwN; zur Verfassungsmäßigkeit der Abgrenzung zwischen abhängiger 

Beschäftigung und selbstständiger Tätigkeit vgl BVerfG SozR 3-2400 § 7 Nr 11).  

 

b) Im vorliegenden Rechtsstreit ist das LSG - für die hier (allein) zu beurteilende Fallkonstel-

lation - auf Grund der genannten Rechtsprechung in seiner Gesamtwürdigung, ohne dass dies 

vom Senat zu beanstanden wäre, zu dem Ergebnis gelangt, dass die Beigeladene zu 1. in ihrer 

Tätigkeit als hauswirtschaftliche Familienbetreuerin bei der Klägerin nicht beschäftigt war. Die 

vom Berufungsgericht hierbei in seinem Ausgangspunkt zu Grunde gelegten rechtlichen Grund-

sätze sind zutreffend. So ist das LSG bei seiner Würdigung des Gesamtbildes der Tätigkeit zu 

Recht (vgl BSG SozR 4-2400 § 7 Nr 7 RdNr 16 f; BSG Urteil vom 28.5.2008 - B 12 KR 

13/07 R - Juris RdNr 15 f; BSG Urteil vom 25.1.2006 - B 12 KR 30/04 R - Juris RdNr 22) davon 

ausgegangen, dass dem in den - hier allein mündlich getroffenen - Abreden dokumentierten 

Willen der Beteiligten, keine Beschäftigung zu wollen, nur dann keine - indizielle - Bedeutung 

zukommt, wenn die tatsächlichen Verhältnisse von diesen Vereinbarungen rechtlich relevant 

abwichen, und dann maßgebend ist, wie die Rechtsbeziehung (tatsächlich) praktiziert wurde. 

Als rechtlichen Ausgangspunkt zutreffend erfasst hat das LSG auch, dass aus dem Umstand, 

dass - ohne (mündliche oder schriftliche) Rahmenvereinbarung - jeweils einzelne, gesonderte, 

(nur) kurze Vertragsverhältnisse von in der Regel 14 Tagen mit Diensten "rund um die Uhr" 

begründet wurden, zwingende Schlüsse weder in der einen - Beschäftigung - noch in der 

anderen Richtung - selbstständige Tätigkeit - gezogen werden können, sondern stets eine Be-

wertung der einzelnen "Einsatzaufträge" am Maßstab der von der Rechtsprechung für die 

Abgrenzung zwischen selbstständiger Tätigkeit und Beschäftigung entwickelten Grundsätze zu 

erfolgen hat (vgl schon BSG Urteil vom 28.5.2008 - B 12 KR 13/07 R - Juris RdNr 24 ff). Als 

Ausgangsüberlegung richtig ist schließlich, dass eine Tätigkeit wie die eines hauswirtschaft-

lichen Familienbetreuers bzw einer hauswirtschaftlichen Familienbetreuerin grundsätzlich 

sowohl als Beschäftigung als auch im Rahmen eines freien Dienstverhältnisses ausgeübt 

werden kann (vgl zur Möglichkeit der Ausübung einer Tätigkeit als Hauskrankenpflegerin auch 

im Rahmen abhängiger Beschäftigung aus der Zeit vor Einführung der Pflegeversicherung LSG 

Berlin, Urteil vom 26.11.1986 - L 9 Kr 8/85 - Breith 1987, 345; ferner zur Möglichkeit der Aus-

übung einer Tätigkeit als Tagesmutter als Beschäftigte und Selbstständige Urteil des Senats 

vom 25.5.2011 - B 12 R 13/09 R - Juris RdNr 11, mwN, zur Veröffentlichung in SozR vor-

gesehen). Sowohl die Befristung der Arbeitseinsätze der Beigeladenen zu 1. als auch ihr Ein-

satz "rund um die Uhr" lassen dabei nicht schon den Schluss zu, dass ein (rechtlich zulässiger) 

Einsatz von vornherein überhaupt nur im Rahmen einer frei ausgestalteten selbstständigen 
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Tätigkeit in Betracht kam. Zwar waren (und sind) kurzzeitige Beschäftigungen bei demselben 

Arbeitgeber nur begrenzt zulässig (vgl § 14 Teilzeit- und Befristungsgesetz vom 21.12.2000, 

BGBl I 1966), aber immerhin nicht generell ausgeschlossen. Auch unter dem Blickwinkel des 

Arbeitszeitrechts bestanden (und bestehen) für Beschäftigungen auf diesem Gebiet keine 

engen Vorgaben hinsichtlich der maximalen täglichen und wöchentlichen Arbeitszeit (vgl § 18 

Abs 1 Nr 3 Arbeitszeitgesetz vom 6.6.1994, BGBl I 1170: keine Geltung des Gesetzes für 

"Arbeitnehmer, die in häuslicher Gemeinschaft mit den ihnen anvertrauten Personen zu-

sammenleben und sie eigenverantwortlich erziehen, pflegen oder betreuen"). 

 

c) Die von der Beklagten mit zulässigen Verfahrensrügen nicht angegriffenen, auf der Grund-

lage umfangreicher Ermittlungen getroffenen detaillierten Feststellungen des LSG zu den im 

vorliegenden Fall zwischen der Klägerin und der Beigeladenen zu 1. getroffenen Vereinbarun-

gen und deren - hiermit übereinstimmender - (tatsächlicher) Umsetzung rechtfertigen dessen 

Annahme, die Beigeladene zu 1. sei in ihrer Tätigkeit als hauswirtschaftliche Familienbetreuerin 

bei dieser nicht beschäftigt gewesen. Das Berufungsgericht hat ausgehend von zutreffenden 

(allgemeinen) rechtlichen Erwägungen begründet, dass und warum hiernach starke Indizien für 

das Vorliegen einer selbstständigen Tätigkeit sprechen. Insoweit ist nicht zu beanstanden, dass 

das LSG für das hier (allein) zu beurteilende Verhältnis zwischen der Klägerin und der Beigela-

denen zu 1. ein Zeit, Dauer, Ort und Art der Ausführung der Tätigkeit umfassendes Weisungs-

recht der Klägerin sowie eine Eingliederung in deren "Betrieb" verneint, demgegenüber aber ein 

Unternehmerrisiko der Beigeladenen zu 1. angenommen hat. Ebenso ist es beanstandungsfrei, 

dass das LSG diesen Befund - unter Einbeziehung weiterer, für eine selbstständige Tätigkeit 

sprechender Umstände - bei der Gesamtwürdigung seiner Statusbewertung maßgebend zu-

grunde gelegt und der Abhängigkeit der Beigeladenen zu 1. von (allgemeinen) Vorgaben der 

Klägerin, der Vergütung in Form (pauschaler) Tagessätze sowie der Führung einer Pflegedo-

kumentation durch die Beigeladene zu 1. hierbei keine entscheidende Bedeutung beigemessen 

hat.  

 

aa) Entgegen der von der Beklagten vertretenen Auffassung unterlag die Beigeladene zu 1. bei 

der Durchführung ihrer einzelnen "Einsatzaufträge" keinem Zeit, Dauer, Ort und Art der Aus-

führung umfassenden Weisungsrecht der Klägerin. Sie unterlag auch keinem solchen der von 

ihr Betreuten. Unter Berücksichtigung der im Zusammenhang mit der rechtlichen Beurteilung 

von Lehrtätigkeiten entwickelten Rechtsprechung des BSG (vgl BSG Urteil vom 12.2.2004 

- B 12 KR 26/02 R - Juris RdNr 29, mwN) hat das Berufungsgericht den Umständen hier 

rechtsfehlerfrei keine entscheidende Bedeutung beigemessen, dass gewisse "Eckpunkte" des 

jeweiligen "Einsatzauftrags" wie Beginn und Ende des Einsatzes und "grober" Inhalt der Tätig-

keit von der Klägerin vorgegeben waren und sich die Betreuungstätigkeit (allgemein) nach den 

Bedürfnissen und Wünschen der Betreuten oder ihrer Angehörigen auszurichten hatte. Wie die 

Betreuung im Einzelnen ausgestaltet ist, richtet sich nach den individuellen Erfordernissen, die 

sowohl inhaltlich als auch in zeitlicher Hinsicht die zu erbringenden Leistungen bestimmen. Das 

18 

19 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 10 - 

 

 

- 11 - 

gilt für Tätigkeiten hauswirtschaftlicher Art wie für Pflegetätigkeiten (im weiteren Sinne) glei-

chermaßen. Der hierbei - gerade auch im Hinblick auf die zeitliche Dimension des "Einsatzauf-

trags" (14-Tage-Einsatz, 24-Stunden-Service) - geforderten Fähigkeit des Pflegepartners zur 

Reaktion auf die - sich ggf ständig verändernde - aktuelle Betreuungs- und/oder Pflegesituation 

steht zwangsläufig eine Flexibilität im Handeln gegenüber, die diesem gerade wegen der Indivi-

dualität und Einzigartigkeit dieser Situation prinzipiell einen großen Entscheidungsbereich be-

lässt. Hiervon ausgehend und nach den Feststellungen des LSG im vorliegenden Fall unterlag 

die Beigeladene zu 1. keiner arbeitnehmertypischen Leistungspflicht, weil sich für sie bei ihrer 

Tätigkeit für einen Arbeitnehmer uncharakteristische Handlungsspielräume ergaben (vgl inso-

weit - im Arbeitsrecht - zum Gesichtspunkt einer möglichen Einflussnahme des Betroffenen auf 

Art und zeitliche Lage der konkreten Tätigkeit in einer Betreuungssituation BAG AP Nr 45 zu 

§ 611 BGB Abhängigkeit, Leitsatz 1 und Bl 413 ff). Allein aus der im Hinblick auf die genannten 

(allgemeinen) Vorgaben der Klägerin und der Betreuten bestehenden "Minderung" der "Auto-

nomie" der Pflegepartner bei der Durchführung der einzelnen Einsätze kann daher nicht auf 

eine Weisungsgebundenheit im geforderten Sinne und damit eine persönliche Abhängigkeit der 

Beigeladenen zu 1. von der Klägerin und/oder der Betreuten geschlossen werden (zur Übertra-

gung der für die Beurteilung von Lehrtätigkeiten aufgestellten Grundsätze auf als sog 

Freelancer tätige Flugzeugführer vgl BSG Urteil vom 28.5.2008 - B 12 KR 13/07 R - Juris 

RdNr 23). Ob die Vertragsbeziehungen zwischen der Klägerin, den Betreuten und der Beigela-

denen zu 1. - wie die Beklagte unter Hinweis auf ein Urteil des LSG Sachsen-Anhalt vom 

18.6.2008 (L 1 RA 257/05 - Juris RdNr 60 f) meint - einem Leiharbeitsverhältnis ähnelten mit 

der Besonderheit, dass hier das "Weisungsrecht" wie dort auf die Betreuten "delegiert" war, ist 

vor diesem Hintergrund ohne Bedeutung.  

 

Die Beigeladene zu 1. war auch nicht - gleichwohl - wegen der von ihr in der Gestalt von "Pfle-

geberichten", "Pflegeprotokollen" und "Checklisten für die Pflegepartner zur Durchführung einer 

Ablösung" geführten Pflegedokumentationen von der Klägerin weisungsabhängig. Die Beklagte 

behauptet dieses auch selbst nicht, sondern stützt sich auf diesen Umstand (nur) für ihre An-

nahme, die Beigeladene zu 1. sei in eine von der Klägerin vorgegebene Ordnung eingegliedert 

gewesen. Das LSG hat in dem hier (allein) zu entscheidenden Fall festgestellt, dass sich die bei 

der Klägerin angestellte examinierte Krankenschwester in die Tätigkeit der Beigeladenen zu 1. 

tatsächlich nicht eingemischt, insbesondere deren Arbeitsergebnisse - etwa beim Wechsel von 

Pflegepartnern - nicht anhand der Pflegedokumentationen kontrolliert hat, und hieraus den 

Schluss gezogen, dass der Klägerin über diese Kraft keine Weisungsbefugnis zustand. Diese 

Schlussfolgerung ist nicht zu beanstanden, zumal - wie das Berufungsgericht ebenfalls fest-

gestellt hat - der Klägerin keine Rechtsmacht zur Kontrolle zustand, weil im Verhältnis zu ihr 

eine (vertragliche) Verpflichtung der Beigeladenen zu 1. zur Dokumentation nicht bestand und 

diese jedenfalls nach dem mit den Betreuten abgeschlossenen Pflege- und Betreuungsvertrag 

(dort Punkt 1.6) nur als "Pflege"- bzw "Leistungsnachweis" (der Klägerin) gegenüber den Be-

treuten dienen sollte. Eine - von der Beklagten angenommene - auf Grund "mittelbarer" Ver-
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pflichtung der Beigeladenen zu 1. hierzu dieser gegenüber bestehende Weisungsbefugnis der 

Klägerin etwa dahingehend, dass und wie sie ihre Dienstleistung optimieren könne, lässt sich 

daraus nicht entnehmen.  

 

Schließlich greift das Vorbringen der Beklagten auch insoweit nicht durch, als sie sich für die 

Annahme eines Weisungsrechts der Klägerin darauf stützt, dass diese die Beigeladene zu 1. in 

einer speziellen Bildungsmaßnahme geschult und so auf ihre Tätigkeit als hauswirtschaftliche 

Familienbetreuerin vorbereitet, dieser dann die Aufträge vermittelt und (allein) mit den 

Betreuten "Erstverhandlungen" über den Umfang der Betreuungsleistungen geführt habe. 

Warum sich hieraus - bezogen auf die Verhältnisse, die nach Annahme eines "Einsatzauftrags" 

bestehen - ein für eine persönliche Abhängigkeit der Beigeladenen zu 1. sprechendes 

Weisungsrecht der Klägerin ergeben soll, erläutert die Beklagte nicht. Demgegenüber fallen als 

relevant auf eine (weitgehend) autonome Durchführung der einzelnen Einsätze hindeutende 

Umstände ins Gewicht, dass die Beigeladene zu 1. nach den Feststellungen des 

Berufungsgerichts im vorliegenden Fall übernommene Aufträge (vorzeitig) abbrechen oder 

verlängern und sie nach Übernahme eines bestimmten Auftrags (und vor dessen Beendigung) 

von der Klägerin nicht gegen ihren Willen "umgesetzt", also zur Annahme eines anderen 

Auftrags veranlasst werden konnte.  

 

bb) Die Beigeladene zu 1. war auch nicht wie eine Beschäftigte in den "Betrieb" der Klägerin 

eingegliedert. Ebenso fehlte eine entsprechende arbeitnehmertypische Eingliederung in eine 

von den Betreuten vorgegebene betriebliche Ordnung. Soweit das LSG diese Annahme damit 

begründet hat, dass von der Beigeladenen zu 1. mangels Aufnahme der Pflegepartner in einen 

bei der Klägerin geführten Dienstplan keine ständige Dienstbereitschaft erwartet worden sei 

und diese - im Gegenteil - die Übernahme von "Einsatzaufträgen" eher an eigenen 

Bedürfnissen ausgerichtet hat, ist sein Prüfungsansatz indessen unzutreffend. Denn auch für 

die Beurteilung, ob die Beigeladene zu 1. in eine von anderer Seite vorgegebene 

Arbeitsorganisation eingegliedert war, muss auf die Verhältnisse abgestellt werden, die nach 

Annahme des jeweiligen "Einsatzauftrags" im Hinblick (allein) hierauf bestanden. Im Übrigen 

lässt die Würdigung des Sachverhalts durch das Berufungsgericht jedoch Rechtsfehler nicht 

erkennen. Zu Recht hat das LSG auf der Grundlage seiner Feststellungen entschieden, dass 

die Beigeladene zu 1. in den "Betrieb" der Klägerin nicht eingegliedert war (vgl zum Begriff des 

"Betriebes" BSG SozR 3-2400 § 7 Nr 13 S 33 ff). Zutreffend hat das Berufungsgericht weiter die 

Einbindung der Beigeladenen zu 1. in den Haushalt des jeweils Betreuten (mit den dort zur 

Verfügung gestellten sächlichen Mitteln) nicht als funktionsgerechte Einordnung in eine von 

dieser Seite vorgegebene Ordnung betrachtet, in der fremdbestimmte Arbeit geleistet werden 

kann (vgl - zur Möglichkeit des Fehlens einer Eingliederung von Dozenten in den 

Lehr-/Bildungsbetrieb einer Volkshochschule - BSG Urteil vom 12.2.2004 - B 12 KR 26/02 R - 

Juris RdNr 18 ff; ferner - zum Fehlen einer Eingliederung von als sog Freelancer tätigen 
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Flugzeugführern in den Betrieb eines Luftfahrtunternehmens - BSG Urteil vom 28.5.2008 

- B 12 KR 13/07 R - Juris RdNr 24 ff).  

 

Das Revisionsvorbringen der Beklagten greift demgegenüber nicht durch. Entgegen der von ihr 

vertretenen Auffassung folgt aus dem - vom LSG festgestellten - Ablauf beim Wechsel der Pfle-

gepartner und der Organisation der Folgepflege sowie der hierauf bezogenen Funktion der 

Pflegedokumentationen (Checkliste) nicht schon, dass die Beigeladene zu 1. wegen ihrer 

Eigenschaft als "ein Teil in der Kette der den jeweiligen Kunden zur Verfügung gestellten Pfle-

gepersonen" in die Arbeitsorganisation der Klägerin eingegliedert war. Dass jemand zu einem 

"Pool" von Einsatzkräften gehört, die zur Erfüllung anderen Personen obliegender Verpflichtun-

gen gegenüber Dritten bereitstehen, besagt über deren Eingliederung in den "Betrieb" der inso-

weit Verpflichteten nichts (vgl - zum Status in einem "Personalpool" zusammengefasster, als 

sog Freelancer tätiger Flugzeugführer als Selbstständige - BSG Urteil vom 28.5.2008 - B 12 KR 

13/07 R - Juris). Ebenso wenig kann für eine Eingliederung in den "Betrieb" der Klägerin daraus 

etwas hergeleitet werden, dass ihr und das Auftreten der Beigeladenen zu 1. im Rechtsverkehr 

von den Betreuten so wahrgenommen wurden, als sei die Beigeladene zu 1. nicht (ihrerseits) 

Unternehmerin, sondern befinde sich in einem Anstellungsverhältnis zur Klägerin. 

 

Entgegen der von der Beklagten vertretenen Auffassung spricht für eine entsprechende Ein-

gliederung schließlich nicht, dass die Klägerin für die Pflegepartner zur Absicherung in einer 

Berufshaftpflichtversicherung einen Gruppenversicherungsvertrag angeboten hat. Zutreffend 

hat die Klägerin in diesem Zusammenhang nämlich darauf hingewiesen, dass Angebote zur 

Teilnahme an einer Gruppenversicherung allgemein auch Selbstständigen (etwa Rechtsanwäl-

ten) gemacht werden, ohne dass eine Teilnahme hieran für eine Eingliederung in den "Betrieb" 

des Anbieters als Indiz wirkt. 

 

cc) Nicht zu beanstanden ist des Weiteren, dass das LSG ein für Selbstständigkeit 

sprechendes Unternehmerrisiko der Beigeladenen zu 1. angenommen hat. Zutreffend hat es 

darauf hingewiesen, dass nach den vom BSG entwickelten Grundsätzen (vgl etwa BSG SozR 

3-2400 § 7 Nr 13 S 36, mwN; BSG SozVers 2001, 329, 332; zuletzt BSG Urteil vom 28.5.2008 

- B 12 KR 13/07 R - Juris RdNr 27) maßgebendes Kriterium für ein solches Risiko ist, ob 

eigenes Kapital oder die eigene Arbeitskraft auch mit der Gefahr des Verlustes eingesetzt wird, 

der Erfolg des Einsatzes der sächlichen oder persönlichen Mittel also ungewiss ist. Allerdings 

ist ein unternehmerisches Risiko nur dann Hinweis auf eine selbstständige Tätigkeit, wenn 

diesem Risiko auch größere Freiheiten in der Gestaltung und der Bestimmung des Umfangs 

beim Einsatz der eigenen Arbeitskraft gegenüberstehen (so schon BSG SozR 2200 § 1227 

Nr 17 S 37; BSG SozR 3-2400 § 7 Nr 13 S 36, mwN; zuletzt BSG Urteil vom 28.5.2008 

- B 12 KR 13/07 R - Juris RdNr 27). Aus den Feststellungen des Berufungsgerichts ergibt sich, 

dass die Beigeladene zu 1. - wie das für Dienstleistungen in der Hauswirtschaft typisch ist - im 
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Wesentlichen ihre Arbeitskraft und weniger Kapital eingesetzt und dieses im vorgenannten 

Sinne mit einem Verlustrisiko getan hat. 

 

Richtig ist allerdings, dass - so die Beklagte unter Hinweis auf ein Urteil des LSG Baden-

Württemberg vom 8.8.2006 (L 11 R 2987/05) - aus dem (allgemeinen) Risiko, außerhalb der 

Erledigung der einzelnen Aufträge zeitweise die eigene Arbeitskraft ggf nicht verwerten zu kön-

nen, kein Unternehmerrisiko wegen der einzelnen Einsätze folgt (vgl hierzu BSG SozR 3-2400 

§ 7 Nr 13 S 36 f). Die Annahme eines Unternehmerrisikos ist indessen gerechtfertigt, weil die 

Beigeladene zu 1. im Zusammenhang mit der Verwertung ihrer Arbeitskraft das Risiko des 

Ausfalls ihres Verdienstes bei "Kundeninsolvenz" in der Gestalt eines Selbstbehalts ("Gewähr-

leistungssumme") trug. Die vom LSG im gleichen Zusammenhang genannte Vereinbarung über 

Abzüge für Schlechtleistungen stellt demgegenüber kein Indiz für ein Unternehmerrisiko dar, 

weil eine solche "Haftung" für Schlechtleistungen, wenn auch eingeschränkt, Arbeitnehmer glei-

chermaßen trifft (vgl BSG SozR 3-2400 § 7 Nr 13 S 36). Zu dem Risiko des Verdienstausfalls 

bei "Kundeninsolvenz" tritt - wenn auch in geringerem Umfang - ein Kapitalrisiko hinzu, weil sich 

der Einsatz von Reisekosten bei (vorzeitigem) Abbruch des "Einsatzauftrags", etwa bei Ver-

sterben von Kunden oder deren Verlegung ins Krankenhaus oder Heim nicht lohnen konnte. 

Auch amortisierten sich in einem solchen Fall die von der Beigeladenen zu 1. aufgewandten 

Ausbildungs- und Fortbildungskosten nicht. 

 

Der Belastung der Beigeladenen zu 1. mit diesen Risiken stand auf der anderen Seite, was 

- wie dargestellt - erforderlich ist, bei der Gestaltung und der Bestimmung des Umfangs des 

einzelnen Einsatzes eine größere Freiheit und Flexibilität gegenüber. Die Beigeladene zu 1. war 

nämlich nicht wie ein klassischer Arbeitnehmer gehalten, Arbeitsanweisungen zur Vermeidung 

vertragsrechtlicher Sanktionen und/oder von Schadensersatzansprüchen Folge zu leisten, son-

dern konnte den Einsatz ihrer Arbeitskraft entsprechend ihren Bedürfnissen sehr weitreichend 

selbst steuern. So konnte sie nach den nicht mit Revisionsgründen angegriffenen Feststellun-

gen des LSG in einer für Arbeitnehmer untypischen Weise die ihr von der Klägerin 

angebotenen Einsätze ohne Begründung und ohne Folgen für spätere Einsatzoptionen ab-

brechen oder verlängern; sie konnte auch nicht von der Klägerin aus einem laufenden Einsatz 

gegen ihren Willen abgezogen und nach den Bedürfnissen einer fremden betrieblichen 

Organisation anderen Kunden zugeteilt werden. 

 

Wie das LSG zutreffend ausgeführt hat, ist ein Unternehmerrisiko hier auch nicht deshalb zu 

verneinen, weil die Beigeladene zu 1. für ihre Einsätze vereinbarungsgemäß und tatsächlich 

pauschal - nach Tagessätzen - vergütet wurde. Nach den Feststellungen des 

Berufungsgerichts kalkulierte die Beigeladene zu 1. ihren Aufwand ggf neu und hat diese 

Kalkulation in die Verhandlungen mit der Klägerin um die Höhe des Vergütungsanspruchs 

eingebracht. Damit hing in dem hier zu beurteilenden Fall der Beigeladenen zu 1. die Höhe 

ihres Verdienstes in der Form höherer Tagessätze weitestgehend vom Umfang und der 
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Intensität des Einsatzes ihrer Arbeitskraft bei dem jeweiligen Auftrag ab. Sie konnte durch die 

Gestaltung der "Einsatzaufträge" die wirtschaftliche Verwertung ihrer Arbeitskraft in hohem 

Maße selbst steuern und andererseits durch besondere Anstrengungen ihre Verdienstchancen 

erhöhen bzw einen Mehrverdienst erzielen. 

 

3. Nach alledem ist die Beigeladene zu 1. in den streitigen Zeiträumen in ihrer für den privaten 

"Pflegedienst" der Klägerin ausgeübten Tätigkeit als hauswirtschaftliche Familienbetreuerin 

nicht als versicherungspflichtig Beschäftigte iS von § 7 Abs 1 Satz 1 SGB IV anzusehen. Denn 

für den hier (allein) zu beurteilenden Sachverhalt ist das LSG ohne Rechtsfehler zu dem Ergeb-

nis gelangt, dass die Beigeladene zu 1. selbstständig tätig war. Dahinter kann zurücktreten, 

dass die Klägerin - und nicht die Beigeladene zu 1. - Kundenwerbung betrieb und "Einsatzauf-

träge" aquirierte, weil sie jene damit lediglich an die Beigeladene zu 1. vermittelte und in diesem 

Zusammenhang für diese den Kontakt zu den Betreuten herstellte. 

 

Der Ausgang des vorliegenden Rechtsstreits bedeutet indessen nicht, dass eine Tätigkeit, wie 

sie die Beigeladene zu 1. im hauswirtschaftlichen und "pflegenahen" Bereich ausgeübt hat, 

stets als selbstständige Tätigkeit anzusehen wäre. Maßgebend für die Beurteilung sind 

vielmehr die Umstände des Einzelfalls auf der Grundlage der für das BSG bindenden 

Feststellungen der Tatsacheninstanzen. Diese Feststellungen sind bindend, wenn sie - wie 

hier - nicht mit durchgreifenden Revisionsgründen, insbesondere mit Verfahrensrügen 

angegriffen werden (vgl § 163 SGG). Von daher ist es durchaus möglich, dass andere LSG in 

ihren Entscheidungen zu Tätigkeiten ähnlicher Art, wie sie von der Beigeladenen zu 1. 

verrichtet wurden, auf der Grundlage der in ihren Verfahren festgestellten tatsächlichen 

entscheidungserheblichen Umstände zu anderen Ergebnissen gelangen. 

 

4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 197a Abs 1 Satz 1 Halbs 3 SGG iVm § 154 Abs 2 

VwGO. Die Beigeladenen haben sich am Verfahren nicht beteiligt. Ihre außergerichtlichen 

Kosten sind daher nicht erstattungsfähig (§ 162 Abs 3 VwGO).  

 

Der Streitwert für das Revisionsverfahren ist nach § 197a Abs 1 Satz 1 Halbs 1 SGG iVm § 63 

Abs 2 Satz 1, § 52 Abs 1 und 3, § 47 Abs 1 GKG in Höhe des vom LSG schon für das Beru-

fungsverfahren angenommenen Streitwerts festzusetzen. 
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